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A. Bekanntmachungen des Landkreises Rotenburg (Wümme) 
 
 

Hauptsatzung 
des Landkreises Rotenburg (Wümme) 

 
 
Nachstehend abgedruckt ist der Wortlaut der Satzung in der zurzeit geltenden Fassung. Die abgedruckte Fassung berück-
sichtigt die Neufassung vom 18.03.2026. 
 
 

§ 1 
Name und Sitz 

 
Der Landkreis führt den Namen Landkreis Rotenburg (Wümme). Er hat seinen Sitz in Rotenburg (Wümme). 
 
 

§ 2 
Wappen, Flagge und Dienstsiegel 

 
(1) Das Wappen des Landkreises zeigt - geteilt durch einen schwarzen Balken - oben in Silber einen golden gekrönten, 
blau bewehrten und bezungten roten Löwen, der in der rechten Vorderpranke ein schwarzes Nagelspitzkreuz hält, und 
unten von Silber und Blau geviert, einen roten über einen silbernen gekreuzten Schlüssel. 
 
(2) Flagge und Banner des Landkreises zeigen die Farben gelb-weiß mit dem Wappen des Landkreises. 
 
(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift „Landkreis Rotenburg (Wümme)“. 
 
 

§ 3 
Geschäftsordnung 

 
Das Verfahren des Kreistages und des Kreisausschusses wird durch die vom Kreistag zu erlassende Geschäftsordnung 
geregelt. Diese bestimmt auch das Verfahren der nach § 71 NKomVG gebildeten Ausschüsse (Fachausschüsse); sie gilt 
sinngemäß für sonstige Ausschüsse und Beiräte. 
 
 

§ 3 a 
Medienöffentlichkeit 

 
(1) In öffentlichen Sitzungen dürfen Vertreterinnen und Vertreter der Medien sowie die Verwaltung Film- und Tonaufnah-
men von den Mitgliedern der Vertretung mit dem Ziel der Berichterstattung anfertigen. Die Anfertigung der Aufnahmen ist 
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden vor dem Beginn der Sitzung anzuzeigen. Sie oder er hat die Mitglieder des 
Kreistages zu Beginn der Sitzung darüber zu informieren. 
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(2) Der Kreistag kann beschließen, dass die öffentlichen Sitzungen des Kreistages und seiner Fachausschüsse als 
Livestream im Internet übertragen werden, sofern nicht im Einzelfall Gründe des öffentlichen Wohls oder zu wahrende 
berechtigte Interessen Einzelner dem entgegenstehen. 
 
(3) Abgeordnete können verlangen, dass die Aufnahme ihres Redebeitrages oder die Veröffentlichung der Aufnahme 
unterbleibt (§ 64 Abs. 2 Satz 3 NKomVG). Das Verlangen ist gegenüber der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden zu 
Beginn der Sitzung geltend zu machen und im Protokoll zu dokumentieren. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende hat im 
Rahmen ihrer oder seiner Ordnungsgewalt (§ 63 NKomVG) dafür Sorge zur tragen, dass die Aufnahmen unterbleiben. 
 
(4) Film- und Tonaufnahmen von anderen Personen als den Abgeordneten, insbesondere von Einwohnerinnen und 
Einwohnern sowie von Beschäftigten des Landkreises sind nur zulässig, wenn diese Personen eingewilligt haben. 
 
(5) Die Zulässigkeit von Tonaufnahmen zum Zwecke der Erstellung des Protokolls bleibt davon unberührt. 
 
 

§ 4 
Abweichende Zuständigkeiten 

 
Der Beschlussfassung des Kreistages bedürfen nicht 
a) die Festlegung allgemeiner privatrechtlicher Entgelte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 NKomVG, deren jährliches Aufkommen 

die Höhe von 200.000,00 Euro voraussichtlich nicht übersteigt, 
b) Rechtsgeschäfte über Kreisvermögen i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 

500.000 Euro nicht übersteigt; 
c) die Übernahme von Bürgschaften oder sonstigen Sicherheiten i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, die den Betrag von 

50.000 Euro nicht übersteigt, 
d) Verträge mit Kreistagsabgeordneten, Ausschussmitgliedern oder mit der Landrätin bzw. dem Landrat (§ 58 Abs. 1 

Nr. 20 NKomVG), die auf einer förmlichen Ausschreibung beruhen oder deren Vermögenswert den Betrag von 
20.000 Euro nicht übersteigen. 

 
 

§ 5 
Zusammensetzung des Kreisausschusses 

 
Neben den Mitgliedern nach § 74 Abs. 1 Satz 1 NKomVG gehören die Erste Kreisrätin/der Erste Kreisrat sowie die Kreis-
rätinnen/die Kreisräte dem Kreisausschuss mit beratender Stimme an. 
 
 

§ 6 
Beamte auf Zeit 

 
Außer der Landrätin/dem Landrat werden die allgemeine Vertreterin/der allgemeine Vertreter als Erste Kreisrätin/Erster 
Kreisrat sowie drei weitere leitende Beamtinnen/Beamte, welche die Bezeichnung Kreisrätin/Kreisrat führen, in das Beam-
tenverhältnis auf Zeit berufen. 
 
 

§ 7 
Anregungen und Beschwerden 

 
(1) Sind Anregungen und Beschwerden i. S. d. § 34 NKomVG von mehr als fünf Personen unterzeichnet, so ist eine Person 
zu benennen, die berechtigt ist, die Gruppe der Eingebenden zu vertreten. 
 
(2) Die Landrätin bzw. der Landrat kann von der eingebenden Person fordern, die Anregung oder Beschwerde in der für 
eine ordnungsgemäße Beratung erforderlichen Anzahl einzureichen. Die Beratung kann in diesen Fällen bis zur Einrei-
chung der notwendigen Unterlagen ausgesetzt werden. 
 
(3) Anregungen und Beschwerden, die nicht Angelegenheiten des Landkreises Rotenburg (Wümme) betreffen, sind ohne 
Beratung von der Landrätin bzw. dem Landrat unter Angabe der zuständigen Stelle zurückzugeben. Eingaben, die weder 
Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. Fragen, Erklärungen, Ansichten usw.), sind ebenfalls ohne Bera-
tung zurückzugeben. 
 
(4) Für die Prüfung der Anregungen und die Erledigung der Beschwerden ist der Kreisausschuss zuständig. 
 
(5) Von der Prüfung einer Anregung oder der Erledigung einer Beschwerde soll abgesehen werden, wenn deren Inhalt 
einen Straftatbestand erfüllt oder wenn gegenüber bereits erledigten Eingaben kein neues Sachvorbringen ersichtlich ist. 
Die Prüfung einer Anregung oder die Erledigung einer Beschwerde kann abgelehnt werden, wenn die Anregung oder 
Beschwerde Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens ist. 
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(6) Die Landrätin bzw. der Landrat unterrichtet die Eingebenden über die Art der Behandlung der Anregung oder der 
Beschwerde. 
 
 

§ 8 
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Satzungen und Verordnungen sowie öffentliche Bekanntmachungen des Landkreises werden im elektronischen Amts-
blatt des Landkreises Rotenburg (Wümme) im Internet unter der Adresse www.lk-row.de verkündet bzw. bekannt gemacht. 
 
(2) Bekanntmachungen von Anlagen, insbesondere die zeichnerische Darstellung von Plänen, können in der Weise 
vorgenommen werden, dass in der Verkündung der Satzung angegeben wird, an welchem Ort und zu welcher Zeit diese 
Unterlagen eingesehen werden können. 
 
(3) Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen durch Veröffentlichung im Internet unter der Adresse www.lk-row.de. Das 
Datum der Bereitstellung im Internet gilt als Verkündungs- bzw. Bekanntmachungsdatum. Darüber hinaus wird ein 
entsprechender Hinweis in der Bremervörder Zeitung, der Rotenburger Kreiszeitung und in der Zevener Zeitung veröffent-
licht. 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 
13.06.2024 außer Kraft. 
 
 
Rotenburg (Wümme), den 18.03.2026 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat (L. S.) 
Prietz 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Satzung 
des Landkreises Rotenburg (Wümme) über die Betreuung von Kindern 

während der Schulferien und die Erhebung von Kostenbeiträgen 
für die Inanspruchnahme von Angeboten der Ferienbetreuung 

(Ferienbetreuungssatzung) 
 
 
Aufgrund § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in Verbindung mit § 90 Sozialgesetz-
buch Achtes Buch - Kinder und Jugendhilfe - (SGB VIII) in den jeweils gültigen Fassungen hat der Kreistag des Land-
kreises Rotenburg (Wümme) in seiner Sitzung am 18.03.2026 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
Inhaltsübersicht 

§ 1 Allgemeines 
§ 2 Kostenbeitragspflichtige 
§ 3 Kostenbeiträge 
§ 4 Anmeldeverfahren 
§ 5 Fälligkeit des Kostenbeitrags 
§ 6 Abmeldung, Rückerstattung des Kostenbeitrags 
§ 7 Verpflegung 
§ 8 Wegfall/Wechsel des Betreuungsortes 
§ 9 Ermäßigung/Erlass des Kostenbeitrags 
§ 10 Beförderung, Aufsichtspflicht 
§ 11 Auskunfts- und Mitteilungspflichten 
§ 12 Haftung 
§ 13 Datenschutz 
§ 14 Inkrafttreten 
 
  

http://www.lk-row.de/
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§ 1 

Allgemeines 
 
(1) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) bietet ab dem 01.08.2026 gemäß § 24 Abs. 4 Achtes Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB VIII) während der Schulferien eine Ganztagsferienbetreuung an. Die Ferienbetreuung wird in den Osterferien 
(2 Wochen), den Sommerferien (4 Wochen) und den Herbstferien (2 Wochen) angeboten. 
 
(2) Die Ferienbetreuung steht grundsätzlich allen schulpflichtigen Grundschulkindern der Jahrgangsstufen 1 bis 4 mit 
Wohnsitz im Landkreis Rotenburg (Wümme) zur Verfügung. 
Ein Anspruch auf Betreuung besteht gemäß § 24 Abs. 4 SGB VIII im Schuljahr 2026/2027 zunächst nur für Kinder, die die 
erste Klassenstufe besuchen. Im Schuljahr 2027/2028 sind Kinder der Jahrgangsstufen 1 und 2, im Schuljahr 2028/2029 
Kinder der Jahrgangsstufen 1 bis 3 und ab dem Schuljahr 2029/2030 Kinder der Jahrgangsstufen 1 bis 4 anspruchs-
berechtigt. 
 
(3) Voraussetzung für die Teilnahme an der Ferienbetreuung ist eine Anmeldung für einen zusammenhängenden Zeitraum 
von mindestens einer Woche (Montag bis Freitag). 
 
(4) Für die Teilnahme an der Betreuung ist entsprechend den Regelungen dieser Satzung ein öffentlich-rechtlicher 
Kostenbeitrag gemäß § 90 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII zu entrichten. 
 
 

§ 2 
Kostenbeitragspflichtige 

 
(1) Kostenbeitragspflichtig sind Personensorgeberechtigte, mit denen das betreute Kind in einem gemeinsamen Haushalt 
lebt. Wird das Kind nicht nur vorübergehend bei sonstigen Verwandten oder Pflegeeltern betreut, treten diese an die Stelle 
der Personensorgeberechtigten. 
 
(2) Mehrere Kostenbeitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 3 
Kostenbeiträge 

 
(1) Die Kostenbeitragspflicht entsteht mit der durch den Landkreis bestätigten Anmeldung zur Ferienbetreuung. 
 
(2) Der Kostenbeitrag für die Ferienbetreuung wird jeweils für eine ganze Woche (Montag bis Freitag) erhoben und beträgt 
130 €/Platz, unabhängig von der Anzahl tatsächlich in Anspruch genommener Betreuungstage und unabhängig von der 
tatsächlich in Anspruch genommenen täglichen Betreuungszeit. 
 
(3) Die Kosten für die Mittagsverpflegung sind nicht im Kostenbeitrag enthalten und gesondert zu begleichen. Kosten für 
besondere Aktivitäten/Eintritte sind separat zu zahlen und werden nach den tatsächlich anfallenden Kosten durch den 
Veranstalter/Träger abgerechnet. 
 
 

§ 4 
Anmeldeverfahren 

 
(1) Über die Vergabe eines Platzes in der Ferienbetreuung entscheidet der Landkreis Rotenburg (Wümme) als öffentlicher 
Träger der Jugendhilfe. 
 
(2) Anmeldungen werden nur berücksichtigt, wenn sie mindestens 8 Wochen vor Beginn des Betreuungszeitraums erfolgt 
sind. Die Anmeldung wird erst durch eine Bestätigung des Landkreises Rotenburg (Wümme) wirksam. 
 
(3) Eine Vergabe von Betreuungsplätzen erfolgt zunächst an die anspruchsberechtigen Grundschulkinder nach der 
Reihenfolge der Anmeldungen. 
 
(4) Soweit freie Kapazitäten bestehen, erhalten zunächst Geschwister der angemeldeten anspruchsberechtigten Grund-
schulkinder, die einen Schulkindergarten oder andere Jahrgangsstufen der Grundschule besuchen, bevorzugt einen 
Betreuungsplatz. Im Rahmen der zur Verfügung stehenden Kapazitäten erfolgt anschließend eine Berücksichtigung 
weiterer zur Betreuung angemeldeter, nicht anspruchsberechtigter Grundschulkinder, aufsteigend nach Jahrgangsstufe 
und Alter der Kinder. 
 
(5) Auch schulpflichtige, vom Schulbesuch zurückgestellte Kinder können einen Betreuungsplatz erhalten, wenn freie 
Kapazitäten im jeweiligen Ferienprogramm zur Verfügung stehen. 
 
(6) Ab dem Schuljahr 2029/2030 erfolgt die Zuteilung der Betreuungsplätze nach der Reihenfolge der Anmeldungen. 
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§ 5 
Fälligkeit des Kostenbeitrags 

 
(1) Die durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) bestätigte Anmeldung zur Ferienbetreuung ist bindend und begründet 
die Beitragspflicht. 
 
(2) Der Kostenbeitrag für die Ferienbetreuung ist innerhalb von 14 Tagen nach Zugang der Anmeldebestätigung zu 
entrichten. Ist ein Zahlungseingang in diesem Zeitraum nicht zu verzeichnen, erfolgt eine automatische Stornierung der 
Anmeldung. 
 
 

§ 6 
Abmeldung, Rückerstattung des Kostenbeitrags 

 
(1) Abmeldungen sind nur wirksam, wenn sie innerhalb der in § 4 Abs. 2 festgelegten Anmeldefrist für den vereinbarten 
Betreuungszeitraum beim Landkreis Rotenburg (Wümme) eingehen. 
 
(2) Im Fall der späteren Abmeldung eines Kindes von der Ferienbetreuung erfolgt die Erstattung eines bereits geleisteten 
Kostenbeitrags ausnahmsweise nur dann, wenn der infolge der Abmeldung freiwerdende Betreuungsplatz durch ein nach-
rückendes Kind aus dem Personenkreis der in § 4 Abs. 3 - 5 genannten Kinder belegt werden kann und die Abmeldung 
spätestens 14 Tage vor Beginn des vereinbarten Betreuungszeitraums erfolgt. 
 
(3) Sofern ein Kind an der Ferienbetreuung kurzfristig aus gesundheitlichen und anderen Gründen nicht teilnehmen kann, 
besteht kein Anspruch auf Erstattung des geleisteten Kostenbeitrags. 
 
 

§ 7 
Verpflegung 

 
(1) Getränke und Frühstück bringen die Kinder mit, sofern das jeweilige Ferienprogramm nichts Abweichendes regelt. 
 
(2) Kinder, die zur Ferienbetreuung angemeldet sind, nehmen am gemeinsamen Mittagessen teil. 
 
 

§ 8 
Wegfall/Wechsel des Betreuungsortes 

 
(1) In begründeten Fällen besteht die Möglichkeit einer Betreuung an einem anderen Standort als ursprünglich vereinbart. 
Hierunter fallen insbesondere behördliche Anordnungen, geringe Anmeldezahlen, unvorhersehbar hoher Erkrankungs-
stand bei den Betreuungspersonen, Wetterereignisse, Schäden oder erforderliche Baumaßnahmen am ursprünglich 
vereinbarten Betreuungsort. 
 
(2) In den Fällen, in denen die Betreuung aus Gründen nach Abs. 1 an einem anderen Standort als ursprünglich vereinbart 
angeboten und dieser Standort für die Betreuung nicht in Anspruch genommen wird, erfolgt eine ganz oder teilweise 
Erstattung des geleisteten Kostenbeitrags. 
 
(3) Im Falle einer vorübergehenden Schließung der Ferienbetreuung aus zwingenden Gründen (z. B. übertragbare Krank-
heiten nach dem Infektionsschutzgesetz) erfolgt keine ganz oder teilweise Erstattung des geleisteten Kostenbeitrags. 
 
 

§ 9 
Ermäßigung/Erlass des Kostenbeitrags 

 
Der Kostenbeitrag für die Ferienbetreuung sowie für die Teilnahme an der Mittagsverpflegung kann auf Antrag gemäß 
§ 90 Abs. 2 SGB VIII ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die Belastung dem Kind und seinen Eltern nicht zuzu-
muten ist und die Förderung für die Entwicklung des jungen Menschen erforderlich ist. 
 
Nicht zuzumuten sind Kostenbeiträge immer dann, wenn Eltern oder Kinder 
- Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Sozialgesetzbuch, Zweites Buch (SGB II), 
- Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt oder der Grundsicherung nach dem Sozialgesetzbuch, Zwölftes Buch 

(SGB XII) oder 
- Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes 
beziehen oder wenn die Eltern des Kindes 
- Kinderzuschlag gemäß § 6 a des Bundeskindergeldgesetzes oder 
- Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz 
erhalten. 
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Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten im Übrigen die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 
SGB XII entsprechend. 
 
 

§ 10 
Beförderung, Aufsichtspflicht 

 
(1) Es besteht kein Anspruch auf Beförderung des Kindes zum Standort der Ferienbetreuung. Es erfolgt insoweit weder 
eine Organisation der Beförderung noch eine Erstattung von Fahrtkosten. 
 
(2) Die Sorgeberechtigten bzw. Erziehungsberechtigten tragen die Verantwortung für die Kinder auf dem Weg zur und von 
der Ferienbetreuung. 
 
 

§ 11 
Auskunfts- und Mitteilungspflichten 

 
Sollten sich nach der Anmeldung und vor bzw. während der Ferienbetreuung Änderungen der persönlichen Daten (z. B. 
Wohnortwechsel, Wechsel der Telefonnummer oder E-Mail-Adresse) ergeben, sind diese Änderungen umgehend der 
Betreuungsleitung und dem Landkreis Rotenburg (Wümme) mitzuteilen. 
 
 

§ 12 
Haftung 

 
(1) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) übernimmt keine Haftung für Krankheit, selbstverschuldete Unfälle, Beschädi-
gungen oder den Verlust von Kleidungsstücken oder mitgebrachten Gegenständen. 
 
(2) Im Übrigen richtet sich die Haftung nach den gesetzlichen Bestimmungen. 
 
 

§ 13 
Datenschutz 

 
(1) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) ist berechtigt, die unter Anwendung dieser Satzung erhobenen Daten zu verarbei-
ten und weiterzuleiten, damit die Ferienbetreuung für die Kinder organisiert und Kostenbeiträge erhoben werden können. 
 
(2) Konkrete Informationen zum Datenschutz können auf der Homepage des Landkreises Rotenburg (Wümme), 
www.lk-row.de, eingesehen werden. 
 
 

§ 14 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.04.2026 in Kraft. 
 
 
Rotenburg (Wümme), den 18.03.2026 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
Prietz 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 
B. Bekanntmachungen der Städte, Samtgemeinden und Gemeinden 
 
 

Haushaltssatzung 
der Stadt Visselhövede für das Haushaltsjahr 2026 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Stadt Visselhövede in der 
Sitzung am 26.02.2026 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
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§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 25.282.608 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 26.428.237 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 361.700 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  24.676.057 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 25.441.037 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  4.290.821 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 8.080.143 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 3.789.300 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 722.200 Euro 
 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kredit-
ermächtigung) wird auf 3.789.300 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 12.249.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2026 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 3.700.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Festlegung der Hebesätze erfolgte im Rahmen einer am 16.12.2025 beschlossenen gesonderten Realsteuerhebe-
satzung nach § 25 Grundsteuergesetz bzw. § 16 Gewerbesteuergesetz. Insofern hat die Erwähnung hier nur nachrichtliche 
Bedeutung. Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern für das Haushaltsjahr 2026 betragen demnach: 

1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 585 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 299 v. H. 

2. Gewerbesteuer 380 v. H. 
 
 

§ 6 
 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nach § 4 Abs. 6 KomHKVO in den Teilfinanzhaushalten 
einzeln dargestellt, wenn sie 25.000 € je Einzelfall überschreiten. 
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Die nach § 12 KomHKVO für Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung festzulegende Wertgrenze beginnt ab 
einer Summe von 200.000 € 
 
 
Visselhövede, den 26. Februar 2026 
 
André Lüdemann (L. S.) 
Bürgermeister 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach §§ 119 Abs. 4 und 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) 
am 16. März 2026 unter dem Aktenzeichen 20-15.11.018/050 erteilt worden. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Werk-
tagen (nur montags bis freitags) während der Dienststunden im Rathaus in Visselhövede öffentlich aus. 
Der nach § 151 NKomVG zu erstellende Bericht über die Beteiligung der Gemeinde an Unternehmen und Einrichtungen 
in der Rechtsform des privaten Rechts ist Anlage zum Haushaltsplan und liegt ebenfalls zur Einsichtnahme aus. 
 
 
Visselhövede, 31. März 2026 
 
Stadt Visselhövede 
Der Bürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

12. Satzung 
zur Änderung der Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung 

für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen in der Samtgemeinde Selsingen 
 
 
Aufgrund der §§ 11, 44 und 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetztes vom 17.10.2010 (Nds. GVBl. 
S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.01.2025 (Nds. GVBl. S. 1) hat der Rat der Samtgemeinde Selsingen in 
seiner Sitzung am 18.03.2026 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung für Mitglieder der Samtgemeinderatsmit-
glieder und ehrenamtlich tätige Personen in der Samtgemeinde Selsingen (Aufwandsentschädigungssatzung) vom 
14.12.1999 (Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.02.2000), zuletzt geändert durch Satzung vom 11.12.2024 
(Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2024), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 wird der Betrag von 35,00 € durch 40,00 € ersetzt. 

2. In § 3 Abs. 1 Buchst. b) wird der Betrag von 150,00 € durch 200,00 € ersetzt. 

3. In § 3 Abs. 1 Buchst. c) wird der Betrag von 75,00 € durch 100,00 € ersetzt. 

4. In § 3 Abs. 1 Buchst. d) wird der Betrag von 120,00 € durch 150,00 € ersetzt. 

5. In § 4 wird der Betrag von 35,00 € durch 40,00 € ersetzt. 

6. In § 6 Abs. 3 wird der Betrag von 10,00 € durch 15,00 € ersetzt. 

7. In § 8 Abs. 1 Buchst. a) wird für den Gemeindebrandmeister der Betrag von 250,00 € durch 280,00 € ersetzt. 

8. § 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 Unter gleichzeitiger Abgeltung sämtlicher Auslagen, der Fahrtkosten innerhalb des Samtgemeindegebietes und des 

Verdienstausfalls erhalten folgende Ehrenbeamte und ehrenamtlich tätige Funktionsträger eine monatliche Auf-
wandsentschädigung: 
a) Gemeindebrandmeister 280,00 € 
  1. stellv. Gemeindebrandmeister 80,00 € 
  2. stellv. Gemeindebrandmeister 80,00 € 
b) Ortsbrandmeister einer Ortswehr mit Grundausstattung 100,00 € 

  stellv. Ortsbrandmeister einer Ortswehr mit Grundausstattung 40,00 € 
c) Ortsbrandmeister in einer Ortswehr mit mehr als einem Samtgemeindefahrzeug 125,00 € 

  stellv. Ortsbrandmeister in einer Ortswehr mit mehr als einem Samtgemeindefahrzeug 55,00 € 
d) Leiter der kommunalen Einsatzleitung 20,00 € 

 § 8 Abs. 6 bleibt hiervon unberührt. 
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9. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 Die Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Funktionsträger beträgt: 

a) Sicherheitsbeauftragter 40,00 € 
b) Atemschutzbeauftragter 40,00 € 
c) Gerätewart einer Ortswehr mit mehr als einem Samtgemeinde-Fahrzeug 55,00 € 
d) Gemeindejugendwart 40,00 € 
e) stellv. Gemeindejugendwart 20,00 € 
f) Jugendfeuerwehrwart/Kinderfeuerwehrwart 40,00 € 
g) Ausbildungsleiter 50,00 € 
h) Brandschutzerzieher 40,00 € 
i) Gemeindepressewart 30,00 € 
j) stellv. Gemeindepressewart 20,00 € 
k) Gemeindefunkwart 30,00 € 
l) Gemeindezeugwart 20,00 € 
m) Gemeindeadmin „FeuerON“ 40,00 €. 

10. In § 8 Abs. 4 wird der Betrag von 75,00 € durch 100,00 € ersetzt. 

11. § 10 Buchst. a) wird gestrichen. 
 
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt zum 01.04.2026 in Kraft. 
 
 
Selsingen, 18.03.2026 
 
gez. Kahrs 
Samtgemeindebürgermeister 
 
Samtgemeinde Selsingen 
Der Samtgemeindebürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Jahresabschluss 2020 
der Samtgemeinde Zeven 

 
 
Der Rat der Samtgemeinde Zeven hat in seiner Sitzung am 16.03.2026 den Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2020 
beschlossen und dem Samtgemeindebürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss und der um die Stellungnahme des Samtgemeindebürgermeisters ergänzte Schlussbericht des 
Rechnungsprüfungsamtes liegen in der Zeit vom 01.04. bis 14.03.2026 während der Dienststunden bei der Samtgemeinde 
Zeven, Am Markt 4, 27404 Zeven, Zimmer 303 öffentlich zur Einsichtnahme aus. Eine vorherige telefonische Anmeldung 
unter Tel. 04281/716151 wird empfohlen. 
 
 
Zeven, 31.03.2026 
 
Samtgemeinde Zeven 
Der Samtgemeindebürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Alfstedt für das Haushaltsjahr 2026 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Alfstedt in der 
Sitzung am 11.02.2026 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
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§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 3.198.200 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 3.480.900 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge 0 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen 0 € 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 3.169.100 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 3.372.000 € 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 0 € 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 583.300 € 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 € 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 3.169.100 € 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 3.955.300 € 
 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 4 
 
Liquiditätskredite werden nicht beansprucht. 
 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind durch eine besondere Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2026 
wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 333 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 196 v. H. 

2. Gewerbesteuer 325 v. H. 
 
 
Alfstedt, 11.02.2026 
 
Lafrenz 
Bürgermeister 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung hierzu ist nicht erforderlich. 
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Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Werk-
tagen (nur montags bis freitags) während der Dienststunden im Gemeindebüro in Alfstedt öffentlich aus. 
Der nach § 151 NKomVG zu erstellende Bericht über die Beteiligung der Gemeinde an Unternehmen und Einrichtungen 
in der Rechtsform des privaten Rechts ist Anlage zum Haushaltsplan und liegt ebenfalls zur Einsichtnahme aus. 
 
 
Alfstedt, 31. März 2026 
 
Gemeinde Alfstedt 
Der Bürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Anderlingen für das Haushaltsjahr 2026 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Anderlingen in der 
Sitzung am 17.03.2026 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 1.302.600 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.318.100 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 3.600 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 € 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 1.267.900 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 1.704.000 € 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit auf 96.600 € 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit auf 282.700 € 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 0 € 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 0 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 1.364.500 € 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 1.986.700 € 
 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2026 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 100.000,00 € festgesetzt. 
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§ 5 

 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2026 wie folgt festgesetzt: 
 
 
1.  Grundsteuer 
 
1.1  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 300 v. H. 
1.2  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 164 v. H. 
 
2.  Gewerbesteuer  380 v. H. 
 
 
Anderlingen, 17. März 2026 
 
Brunckhorst 
Bürgermeister 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben 
Werktagen (nur montags bis freitags) während der Öffnungszeiten bei der Gemeinde Anderlingen, Grafel, Winderswohlde 
6, 27446 Anderlingen, öffentlich aus. 
 
Anderlingen, 31. März 2026 
 
Gemeinde Anderlingen  
Der Bürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Bothel für das Haushaltsjahr 2026 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Bothel in der 
Sitzung am 05.03.2026 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 3.898.500 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 3.896.300 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  3.752.000 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 3.787.500 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  1.196.500 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 2.394.600 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 600.000 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 145.500 Euro 
 
festgesetzt. 
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§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kredit-
ermächtigung) wird auf 600.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 500.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2026 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 625.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2026 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 632 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 406 v. H. 

2. Gewerbesteuer 420 v. H. 
 
 

§ 6 
 
1. Die Investitionen werden einzeln dargestellt, auf eine Zusammenfassung von Kleininvestitionen gemäß § 4 Abs. 6 

KomHKVO wird verzichtet. 
 
2. Die nach § 12 KomHKVO für Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung festzulegende Wertgrenze beginnt 

ab einer Summe von 100.000 Euro. 
 
 
Bothel, den 05.03.2026 
 
Schmidt (L. S.) 
Bürgermeisterin 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) am 
20. März 2026 unter dem Aktenzeichen 20-15.11.018/061 erteilt worden. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Werk-
tagen (nur montags bis freitags) während der Dienststunden im Gemeindebüro in Bothel öffentlich aus. 
Der nach § 151 NKomVG zu erstellende Bericht über die Beteiligung der Gemeinde an Unternehmen und Einrichtungen 
in der Rechtsform des privaten Rechts ist Anlage zum Haushaltsplan und liegt ebenfalls zur Einsichtnahme aus. 
 
 
Bothel, 31. März 2026 
 
Gemeinde Bothel 
Die Bürgermeisterin 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Brockel für das Haushaltsjahr 2026 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Brockel in der 
Sitzung am 12.03.2026 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
  



 158 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 4.887.700 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 5.541.400 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 100.000 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  4.758.500 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 5.377.600 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  400.000 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 366.100 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 52.400 Euro 
 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 60.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2026 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 790.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2026 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 430 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 274 v. H. 

2. Gewerbesteuer 430 v. H. 
 
 

§ 6 
 
1. Die Investitionen werden einzeln dargestellt, auf eine Zusammenfassung von Kleininvestitionen gemäß § 4 Abs. 6 

KomHKVO wird verzichtet. 
 
2. Die nach § 12 KomHKVO für Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung festzulegende Wertgrenze beginnt 

ab einer Summe von 100.000 Euro. 
 
 
Brockel, den 12. März 2026 
 
Lüdemann (L. S.) 
Bürgermeister 
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Vorlage gültig ab der neuen KomHKVO (RdErl. d. MI v. 24.04.2017 - 33.12-10306/2 -) 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Werk-
tagen (nur montags bis freitags) während der Dienststunden im Gemeindebüro der Gemeinde Brockel öffentlich aus. 
Der nach § 151 NKomVG zu erstellende Bericht über die Beteiligung der Gemeinde an Unternehmen und Einrichtungen 
in der Rechtsform des privaten Rechts ist Anlage zum Haushaltsplan und liegt ebenfalls zur Einsichtnahme aus. 
 
 
Brockel, 31. März 2026 
 
Gemeinde Brockel 
Der Bürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Jahresabschluss 2020 
der Gemeinde Brockel und Entlastungserteilung 

 
 
Der Rat der Gemeinde Brockel hat in seiner Sitzung am 12.03.2026 folgende Beschlüsse gefasst: 
• Der Jahresabschluss der Gemeinde Brockel für das Haushaltsjahr 2020 wird in der vorliegenden Fassung beschlossen. 
• Dem Bürgermeister wird für das Haushaltsjahr 2020 die Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2020 und der um die Stellungnahme des Bürgermeisters ergänzte Schlussbericht des Rechnungs-
prüfungsamtes liegen im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Werktagen (nur montags bis freitags) 
während der Öffnungszeiten bei der Gemeinde Brockel, Hauptstraße 32, 27386 Brockel, öffentlich aus. 
 
 
Brockel, 15. März 2026 
 
Gemeinde Brockel 
Der Bürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Jahresabschluss 2021 
der Gemeinde Brockel und Entlastungserteilung 

 
 
Der Rat der Gemeinde Brockel hat in seiner Sitzung am 12.03.2026 folgende Beschlüsse gefasst: 
• Der Jahresabschluss der Gemeinde Brockel für das Haushaltsjahr 2021 wird in der vorliegenden Fassung beschlossen. 
• Dem Bürgermeister wird für das Haushaltsjahr 2021 die Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2021 und der um die Stellungnahme des Bürgermeisters ergänzte Schlussbericht des Rechnungs-
prüfungsamtes liegen im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Werktagen (nur montags bis freitags) 
während der Öffnungszeiten bei der Gemeinde Brockel, Hauptstraße 32, 27386 Brockel, öffentlich aus. 
 
 
Brockel, 15. März 2026 
 
Gemeinde Brockel 
Der Bürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
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Satzung 

über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze der Gemeinde Bülstedt 
(Hebesatzsatzung) 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 58, 111 Abs. 1 und 112 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
i. d. F. vom 08.02.2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 9), des § 1 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) 
vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589), der 
§§ 1 und 25 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes (GrStG) i. d. F. vom 16.12.2022 (BGBl. I S. 2294), der §§ 1 und 16 Abs. 3 
des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) i. d. F. vom 27.03.2024 (BGBl. I S. 108) und des § 1 des Gesetzes zur Über-
tragung der Festsetzung und Erhebung der Realsteuern auf die hebeberechtigten Gemeinden (Realsteuer-Erhebungs-
gesetz) i. d. F. vom 22.12.1981 (Nds. GVBl. S. 423) hat der Rat der Gemeinde Bülstedt in seiner Sitzung am 05.03.2026 
folgende Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die Realsteuern (Hebesatzsatzung) beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 350 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 180 v. H. 

2. für die Gewerbesteuer 380 v. H. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2026 in Kraft. Gleichzeitig wird die Satzung über die Festsetzung der Realsteuersätze 
(Hebesatzsatzung) 2025 vom 16.10.2024 aufgehoben. 
 
 
Bülstedt, den 12.03.2026 
 
Gemeinde Bülstedt 
gez. Knoop (L. S.) 
Bürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Ebersdorf für das Haushaltsjahr 2026 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Ebersdorf in der 
Sitzung am 09.02.2026 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 1.755.200 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 2.408.300 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge 25.000 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen 25.000 € 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.741.300 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.333.400 € 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 50.000 € 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 148.200 € 
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2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 € 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 1.791.300 € 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 2.481.600 € 
 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen 
werden dürfen, wird auf 200.000 € festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2026 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 400 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 180 v. H. 

2. Gewerbesteuer 350 v. H. 
 
 
Ebersdorf, 09. Februar 2026 
 
Witte 
Bürgermeister 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Werk-
tagen (nur montags bis freitags) während der Dienststunden im Gemeindebüro der Gemeinde Ebersdorf öffentlich aus. 
Der nach § 151 NKomVG zu erstellende Bericht über die Beteiligung der Gemeinde an Unternehmen und Einrichtungen 
in der Rechtsform des privaten Rechts ist Anlage zum Haushaltsplan und liegt ebenfalls zur Einsichtnahme aus. 
 
 
Ebersdorf, 31. März 2026 
 
Gemeinde Ebersdorf 
Der Bürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Gemeinde Hamersen 
Inkrafttreten 

der Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 5 „Windpark Hamersen“ 
 
 
Der Rat der Gemeinde Hamersen hat in seiner Sitzung am 08.01.2026 die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 5 gemäß 
der §§ 1 Abs. 3 und Abs. 8 i. V. m. § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) und der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) als Satzung beschlossen. 
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Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan zu ersehen. Das Aufhebungs-
gebiet befindet sich südwestlich der Ortschaft Hamersen, nördlich der Kreisstraße K 129. Die Aufhebung des Bebauungs-
planes umfasst den gesamten Geltungsbereich des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 5 (s. Abb. 1). Die Größe 
des Aufhebungsgebietes beträgt ca. 35 ha. 
 
 

Lage des Bebauungsplanes Nr. 5 

 

 , ohne Maßstab (Abb. 1) 
 
 
Mit dieser Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB tritt die Aufhebung des Bebauungsplanes in Kraft. 
 
Die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 5 „Windpark Hamersen“ einschließlich der Begründung können vom Tage der 
Veröffentlichung an im Rathaus der Samtgemeinde Sittensen, Am Markt 11, 27419 Sittensen, während der Dienststunden 
von jedermann eingesehen werden. 
 
Zudem sind die Unterlagen auch im Internet unter 

https://sittensen.de/rathaus-bekanntmachungen/ 
abrufbar. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-

vorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 

Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und, 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
  

https://sittensen.de/rathaus-bekanntmachungen/
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Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch die Aufstellung 
des Bebauungsplanes eingetretenen Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender 
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
 
Hamersen, den 31.03.2026 
 
Gemeinde Hamersen 
Der Bürgermeister 
Gerd Kaiser 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Horstedt für das Haushaltsjahr 2026 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Horstedt in der 
Sitzung am 26.01.2026 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 2.243.200 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 2.612.100 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  2.193.700 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.452.400 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  90.000 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 293.700 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 363.700 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 191.200 Euro 
 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kredit-
ermächtigung) wird auf 203.700 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2026 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 365.000 Euro festgesetzt. 
 
  



 164 

 
§ 5 

 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2026 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 623 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 190 v. H. 

2. Gewerbesteuer 400 v. H. 
 
 
Horstedt, 27. Januar 2026  
 
Gemeinde Horstedt 
Sojka (L. S.) 
Die Bürgermeisterin 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) am 
11. März 2026 unter dem Aktenzeichen 20-15 11 018/115 erteilt worden. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Werk-
tagen (nur montags bis freitags) während der Dienststunden im Rathaus der Samtgemeinde Sottrum öffentlich aus. 
Der nach § 151 NKomVG zu erstellende Bericht über die Beteiligung der Gemeinde an Unternehmen und Einrichtungen 
in der Rechtsform des privaten Rechts ist Anlage zum Haushaltsplan und liegt ebenfalls zur Einsichtnahme aus. 
 
 
Horstedt, 31. März 2026 
 
Gemeinde Horstedt 
Die Bürgermeisterin 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Kirchwalsede für das Haushaltsjahr 2026 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Kirchwalsede in 
der Sitzung am 24.02.2026 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 2.769.600 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 2.748.000 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 94.100 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  2.715.400 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.916.600 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  178.600 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 1.159.300 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 41.000 Euro 
 
festgesetzt. 
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§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 50.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2026 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 450.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2026 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 880 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 261 v. H. 

2. Gewerbesteuer 400 v. H. 
 
 

§ 6 
 
1. Die Investitionen werden einzeln dargestellt, auf eine Zusammenfassung von Kleininvestitionen gemäß § 4 Abs. 6 

KomHKVO wird verzichtet. 
 
2. Die nach § 12 KomHKVO für Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung festzulegende Wertgrenze beginnt 

ab einer Summe von 100.000 Euro. 
 
 
Kirchwalsede, 24. Februar 2026 
 
Lüning (L. S.) 
Bürgermeister 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Eine Genehmi-
gung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Werk-
tagen (nur montags bis freitags) während der Dienststunden im Gemeindebüro der Gemeinde Kirchwalsede öffentlich aus. 
 
 
Kirchwalsede, 31. März 2026 
 
Gemeinde Kirchwalsede 
Der Bürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

6. Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren 

für die Benutzung des BeekeBads Scheeßel 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in Verbindung mit den 
§§ 4 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) hat der Rat der Gemeinde Scheeßel in seiner 
Sitzung am 19.03.2026 folgende 6. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benut-
zung des BeekeBads Scheeßel vom 14.02.2008 beschlossen: 
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Artikel I 

 
1) § 1 wird wie folgt geändert: 

 Satz 2 wird neu hinzugefügt. 
 Alle genannten Gebühren sind Bruttobeträge. 
 
2) § 2 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs.1 Nr. 4 wird neu hinzugefügt: 
  4. die Teilnahme an einem Schwimmkurs je Teilnehmer für 10 Termine 55,00 € 
   a) Eine Begleitperson erhält für die Dauer des Kurses freien Eintritt, sofern der Kursteilnehmer das 16. Lebens-

jahr noch nicht vollendet hat. Der freie Eintritt gilt ausschließlich für die Begleitung des Kursteilnehmers 
während der Kurszeit. 

 b) Abs. 2 erhält folgende Neufassung: 
  Als Nachweis über die gezahlten Entgelte werden Eintrittskarten ausgehändigt, die dem Freibadpersonal auf 

Verlangen vorzulegen sind. Diese berechtigen zum Betreten des Geländes des Freibads und zur Benutzung der 
auf dem Gelände befindlichen Einrichtungen. 

  Einzelkarten und Einzelabschnitte der Zwölferkarten berechtigen nur zum einmaligen ununterbrochenen Besuch 
des Freibads. Zwölferkarten gelten ab dem Erwerb für die jeweilige Freibadsaison. Jahreskarten sind nicht auf 
andere Personen übertragbar und nur für die jeweilige Freibadsaison gültig. 

  Gelöste Karten werden nicht zurückgenommen. Für verlorene oder nicht ausgenutzte Karten ist eine Entgelterstat-
tung ausgeschlossen. 

 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
 
 
Scheeßel, den 19. März 2026 
 
Die Bürgermeisterin (L. S.) 
Jungemann 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

2. Satzung 
zur Änderung der Satzung der Gemeinde Scheeßel über den 

Betrieb und die Benutzung von Kindertagesstätten der Gemeinde Scheeßel 
(Kindertagesstättenordnung) vom 30.06.2022 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), der §§ 1, 2 
und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) sowie den §§ 7 und 22 des Niedersächsischen 
Gesetzes über Kindertagesstätten und Kindertagespflege (NKiTaG) hat der Rat der Gemeinde Scheeßel in seiner Sitzung 
am 19. März 2026 folgende 2. Satzung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Scheeßel über den Betrieb und die 
Benutzung von Kindertagesstatten der Gemeinde Scheeßel (Kindertagesstättenordnung) vom 30.06.2022 beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
Die Satzung über den Betrieb und die Benutzung von Kindertagesstätten der Gemeinde Scheeßel vom 30.06.2022 wird 
wie folgt geändert: 
 
1) § 4 wird wie folgt geändert: 

 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 Die Aufnahme der Kinder ist digital im Elternportal der Gemeinde Scheeßel bis zum 31.01. des Aufnahmejahres zu 

beantragen. 
 
2) § 6 wird wie folgt geändert: 

 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 Die Aufnahme der Kinder ist digital im Elternportal der Gemeinde Scheeßel zu beantragen. 
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3) § 9 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 1 erhält folgende Neufassung: 
  (1) Die Kindertagesstätten der Gemeinde Scheeßel sind wie folgt geöffnet: 

Beeke Kindergarten 
Kernzeit Vormittags: 08:00 - 12:00 Uhr 
Kernzeit Halbtags: 08:00 - 14:00 Uhr 
Kernzeit Ganztags: 08:00 - 16:00 Uhr 
Randzeit früh 1: 07:00 - 07:30 Uhr 
Randzeit früh 2: 07:30 - 08:00 Uhr 
Randzeit Vormittags: 12:00 - 13:00 Uhr 
 
Kita Fuhrenkamp  
Kernzeit Halbtags: 08:00 - 14:00 Uhr (Krippe & Kiga) 
Kernzeit Ganztags: 08:00 - 16:00 Uhr (Krippe & Kiga) 
Randzeit früh 1: 07:00 - 07:30 Uhr 
Randzeit früh 2: 07:30 - 08:00 Uhr 
 
Kita Jeersdorf: 
Kernzeit Halbtags: 08:00 - 14:00 Uhr (Krippe & Kiga) 
Kernzeit Ganztags: 08:00 - 16:00 Uhr (Krippe & Kiga) 
Randzeit früh 1: 07:00 - 07:30 Uhr 
Randzeit früh 2: 07:30 - 08:00 Uhr 
 
Kita Westervesede 
Kernzeit:  08:00 - 16:00 Uhr 
Randzeit früh 1: 07:00 - 07:30 Uhr 
Randzeit früh 2: 07:30 - 08:00 Uhr 
 
Kita Sperlingsweg 
Kernzeit Vormittags: 08:00 - 13:00 Uhr 
Kernzeit Halbtags: 08:00 - 14:00 Uhr  
Randzeit früh 1: 07:00 - 07:30 Uhr 
Randzeit früh 2: 07:30 - 08:00 Uhr 
 
Kita Baumhaus 
Kernzeit Vormittag: 08:00 - 12:00 Uhr 
Kernzeit Halbtags: 08:00 - 14:00 Uhr 
Randzeit früh 1: 07:30 - 08:00 Uhr 
 
Krippe Zwergennest 
Kernzeit Vormittags: 08:00 - 12:00 Uhr 
Kernzeit Halbtags: 08:00 - 14:00 Uhr 
Kernzeit Ganztags: 08:00 - 16:00 Uhr 
Randzeit früh 1: 07:00 - 07:30 Uhr 
Randzeit früh 2: 07:30 - 08:00 Uhr 
 
Kita Hetzwege 
Kernzeit: 08:00 - 12:00 Uhr 
Randzeit früh: 07:30 - 08:00 Uhr 
Randzeit spät: 12:00 - 13:30 Uhr 
 
Kita Ostervesede 
Kernzeit: 08:00 - 12:00 Uhr 
Randzeit früh: 07:30 - 08:00 Uhr 
Randzeit spät 1: 12:00 - 13:00 Uhr 
Randzeit spät 2: 13:00 - 13:30 Uhr (Mo, Mi, Do) 
 
Kita Westerholz 
Kernzeit: 08:00 - 12:00 Uhr 
Randzeit früh: 07:30 - 08:00 Uhr 
Randzeit spät 1: 12:00 - 12:30 Uhr 
Randzeit spät 2: 12:30 - 13:30 Uhr  
 
Kita Wohlsdorf 
Kernzeit: 08:00 - 12:00 Uhr 
Randzeit früh: 07:30 - 08:00 Uhr 
Randzeit spät: 12:00 - 13:00 Uhr 
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Freitags endet die Betreuungszeit in allen Ganztagseinrichtungen um 15:00 Uhr. Samstag findet keine Betreuung 
statt. 
Bei Bedarf und in begründeten Ausnahmefällen kann von diesen Öffnungszeiten abgewichen werden. 

 
 b) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

  Nach dem Wort „Sorgeberechtigten“ und vor dem Wort „verpflichtet“ wird folgender Zusatz eingefügt: 
  …, deren Kinder über eine Betreuungszeit von 6 Std. hinaus betreut werden, 
 
 c) Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

  (3) Bei entsprechendem Bedarf können in allen Kindertagesstätten Randzeiten eingerichtet werden. Eine Rand-
zeitenbetreuung wird grundsätzlich nur eingerichtet, wenn 5 Kinder oder mehr hieran teilnehmen, mindestens aber 
20 % derjenigen Kinder, welche die jeweilige Gruppe regelmäßig besuchen und der Betreuungsbedarf durch 
Vorlage einer entsprechenden Arbeitgeberbescheinigung (bei einer Betreuung über 6 Std. hinaus) nachgewiesen 
wurde. Sobald die regelmäßige Teilnehmerzahl die 20 %-Quote unterschreitet, entfällt die Randzeitenbetreuung 
mit einem Vorlauf von mindestens 4 Wochen. Bei einer Betreuungszeit über 8 Std. hinaus, ist die Randzeiten-
betreuung gebührenpflichtig. Die Höhe der Gebühren für die Inanspruchnahme der Randzeiten wird durch Rats-
beschluss festgelegt. 

 
4) § 10 wird wie folgt neu gefasst: 

 a) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

  Die Höhe der mtl. Mindestgebühr wird festgesetzt: 
• 4 Std. Betreuung    70,00 € 
• 6 Std. Betreuung  105,00 € 
• 8 Std. Betreuung  139,00 € 

  Die Höhe der mtl. Höchstgebühr wird festgesetzt: 
• 4 Std. Betreuung  218,00 € 
• 6 Std. Betreuung  327,00 € 
• 8 Std. Betreuung  426,00 € 

 
 b) Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

  (3 a) Sofern ein Kind an der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung teilnimmt, sind die Kosten hierfür durch die 
Sorgeberechtigten zu tragen. Die Höhe der Kostenerstattung wird für die Verpflegung pauschal festgelegt.  

  Die Höhe der Verpflegungspauschale wird kostendeckend kalkuliert. Verändern sich die der Kalkulation zugrunde-
liegenden Kosten, insbesondere aufgrund von Preisänderungen des Essensanbieters oder sonstiger Sach- und 
Personalkosten, ist die Gemeinde berechtigt, die monatliche Verpflegungspauschale entsprechend anzupassen. 
Die Anpassung darf nur im Umfang der tatsächlichen Kostenveränderungen erfolgen. Sie wird mit Beginn eines 
Betreuungsjahres zum 01.08. festgelegt. 

  (3 b) Die Verpflegungspauschale soll unter Berücksichtigung von Fehltagen des Kindes und Schließzeiten der 
Kindertagesstätten den Sachkostenaufwand decken, der auf die Verpflegung entfällt. Die Verpflegungspauschale 
wird grundsätzlich als voller Monatsbeitrag erhoben. Nehmen Kinder über einen zusammenhängenden Zeitraum 
von mehr als 10 Betreuungstagen im Monat krankheitsbedingt, hierzu zählt auch eine Kur, nicht an der Verpflegung 
teil, ist auf schriftlichen Antrag und nach Vorlage der entsprechenden Nachweise nur die Hälfte der Pauschale zu 
zahlen. Bei Abwesenheit aus diesen Gründen an allen Betreuungstagen im Monat entfällt die Pauschale. Die 
Kürzungsvorschriften der Sätze 3 und 4 finden bei durch das Land angeordneten Schließungen aufgrund pande-
mischer Lage entsprechende Anwendung. 

 
 c) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

  (4) Für die Inanspruchnahme der Randzeitenbetreuung und einer Betreuungszeit von insgesamt mehr als 8 Stun-
den, zahlen beitragspflichtige Kinder eine monatliche Gebühr in Höhe von 15,00 € und beitragsfreie Kinder eine 
monatliche Gebühr in Höhe von 25,00 €. 

 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
 
 
Scheeßel, den 19.03.2026 
 
Die Bürgermeisterin (L. S.) 
Jungemann 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
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Satzung 

zur Aufhebung der Satzung über die 
Festsetzung der Realsteuerhebesätze der Gemeinde Scheeßel 

(Hebesatzsatzung) vom 13.12.2024 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 58, 111 Abs. 1 und 112 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), 
des § 1 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), der §§ 1 und 25 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes 
(GrStG), der §§ 1 und 16 Abs. 3 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) und des § 1 des Gesetzes zur Übertragung der 
Festsetzung und Erhebung der Realsteuern auf die hebeberechtigten Gemeinden (Realsteuer-Erhebungsgesetz) jeweils 
in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Gemeinde Scheeßel in seiner Sitzung am 19. März 2026 folgende 
Satzung zur Aufhebung der Satzung über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze (Hebesatzsatzung) beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Satzung über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze der Gemeinde Scheeßel (Hebesatzsatzung) vom 13.12.2024 
wird aufgehoben. 
 
 

§ 2 
 
Diese Aufhebungssatzung tritt zum 01.01.2026 in Kraft. 
 
 
Scheeßel, 19.März 2026 
 
Gemeinde Scheeßel 
Die Bürgermeisterin 
Ulrike Jungemann 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

6. Satzung 
zur Änderung der Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung 

für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen in der Gemeinde Selsingen 
 
 
Aufgrund der §§ 11, 44 und 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes vom 17.10.2010 (Nds. GVBl. 
S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.01.2025 (Nds. GVBl. S. 3) hat der Rat der Gemeinde Selsingen in seiner 
Sitzung am 19.03.2026 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige 
Personen in der Gemeinde Selsingen (Aufwandsentschädigungssatzung) vom 15.12.1999 (Amtsblatt Landkreis Roten-
burg (Wümme) vom 15.02.2000), zuletzt geändert durch Satzung vom 22.03.2022 (Amtsblatt Landkreis Rotenburg 
(Wümme) vom 31.03.2022), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Satz 1 wird der Betrag von 35,00 € durch den Betrag von 40,00 € ersetzt. In Satz 2 wird der Betrag von 
15,00 € durch den Betrag von 20,00 € ersetzt. 

2. In § 3 Abs. 1 Buchst. a) wird der Betrag von 380,00 € durch 500,00 € ersetzt. 
3. In § 3 Abs. 1 Buchst. b) wird der Betrag von 100,00 € durch 150,00 € ersetzt. 
4. In § 3 Abs. 1 Buchst. c) wird der Betrag von 60,00 € durch 100,00 € ersetzt. 
5. In § 3 Abs. 1 Buchst. d) wird der Betrag von 80,00 € durch den Betrag von 80,00 € zzgl. 5,00 € je Mitglied ersetzt. 
6. In § 4 wird der Betrag von 35,00 € durch den Betrag von 40,00 € ersetzt. 
7. In § 5 Abs. 1 Buchst. a) wird der Betrag von 90,00 € durch 150,00 € ersetzt. 
8. In § 6 Abs. 3 wird der Betrag von 10,00 € durch den Betrag von 15,00 € ersetzt. 
9. In § 8 wird der Betrag von 154,00 € durch den Betrag von 300,00 € und der Betrag von 85,00 € durch den Betrag von 

150,00 € ersetzt. 
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Artikel 2 

 
Diese Satzung tritt zum 01.04.2026 in Kraft. 
 
 
Selsingen, 19.03.2026 
 
gez. Kahrs 
Gemeindedirektor 
 
Gemeinde Selsingen 
Der Gemeindedirektor 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Hundesteuersatzung 
der Gemeinde Oerel 

 
 
Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) und des § 3 des Nieder-
sächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), jeweils in der zurzeit geltenden Fassung, hat der Rat der Gemeinde 
Oerel in seiner Sitzung am 25.02.2026 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als 3 Monate alten Hunden im Gemeindegebiet. Wird das Alter eines 
Hundes nicht nachgewiesen, so ist davon auszugehen, dass der Hund älter als 3 Monate ist. 
 
 

§ 2 
Steuerpflicht, Haftung 

 
(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund oder mehrere Hunde in seinem Haushalt, Betrieb, seiner Institution oder Organi-

sation für Zwecke der persönlichen Lebensführung aufgenommen hat. Als Halter/-in des Hundes gilt auch, wer einen 
Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen hält, wenn er/sie nicht nachweisen 
kann, dass der Hund in der Bundesrepublik Deutschland bereits besteuert oder von der Steuer befreit gehalten wird. 
Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf Probe oder das Anlernen 
den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet. 

 
(2) Alle nach Abs. 1 aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam gehalten. Halten mehrere Personen 

gemeinschaftlich einen Hund oder mehrere Hunde, so sind sie Gesamtschuldner. Ist die Hundehalterin/der Hunde-
halter nicht zugleich Eigentümer/Eigentümerin des Hundes, so haftet neben der Hundehalterin/dem Hundehalter die 
Eigentümerin/der Eigentümer für die Steuer. 

 
 

§ 3 
Steuermaßstab und Steuersätze 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich: 

a) für den ersten Hund 40,00 Euro 
b) für den zweiten Hund 60,00 Euro 
c) für jeden weiteren Hund 80,00 Euro 
d) für jeden gefährlichen Hund 600,00 Euro 

 
(2) Gefährliche Hunde im Sinne vom Absatz 1 d) sind insbesondere Hunde, die bereits in der Öffentlichkeit durch gestei-

gerte Aggressivität aufgefallen sind, Menschen oder Tiere gebissen oder sonst eine über das natürliche Maß hinaus-
gehende Kampfbereitschaft, Angriffslust oder Schärfe gezeigt haben, soweit die zuständige Behörde die Gefährlichkeit 
nach § 7 Abs. 1 Niedersächsisches Gesetz über das Halten von Hunden festgestellt hat. In diesem Fall ist der Hund 
ab dem 1. des Monats der Feststellung der Gefährlichkeit nach § 3 Abs. 1 d) zu besteuern. 

 
(3) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 4), werden bei der Berechnung der Anzahl der gehaltenen Hunde 

nicht berücksichtigt. Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 5), werden, bei der Berechnung der Anzahl der Hunde 
Nach Abs. 1 den in voller Höhe steuerpflichtigen Hunden als erster und ggf. weitere Hunde vorangestellt. 
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§ 4 
Steuerfreiheit, Steuerbefreiung 

 
(1) Bei Personen, die sich nicht länger als zwei Monate im Gemeindegebiet aufhalten, ist das Halten derjenigen Hunde 

steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland versteuern oder dort steuerfrei halten. 

 
(2) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

a) Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhaltungskosten über-
wiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; sowie von Hunden, die sonst im öffentlichen Interesse gehalten 
werden; 

b) Diensthunden nach ihrem Dienstende; 
c) Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätigten Jagdaufsehern 

und von Feldschutzkräften in der für den Forst-, Jagd- oder Feldschutz erforderlichen Anzahl; 
d) Sanitäts- und Rettungshunden, die eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern abgelegt haben. 
e) Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorübergehend untergebracht sind und nicht auf 

die Straße gelassen werden; 
f) Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe Sehbehinderter, Gehörloser oder hilfloser Personen unentbehrlich sind; die 

Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht werden. 
 
(3) Die Steuerbefreiung wird vom ersten Tag des folgenden Kalendermonats an gewährt, in dem der Antrag der Gemeinde 

zugegangen ist. 
 
(4) Steuerbefreiung wird nicht für gefährliche Hunde (§ 3 Abs. 2) gewährt. 
 
 

§ 5 
Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 

a) einem Hund, der zur Bewachung von Gebäuden benötigt wird, welche von dem nächsten bewohnten Gebäude 
mehr als 500 m entfernt liegen; 

b) Jagdgebrauchshunde, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und jagdlich verwendet werden. Ein entspre-
chender Nachweis ist vorzulegen. 

 
(2) Die Steuerermäßigung wird vom ersten Tag des folgenden Kalendermonats an gewährt, in dem der Antrag der 

Gemeinde zugegangen ist. 
 
(3) Steuerermäßigung wird nicht für gefährliche Hunde (§ 3 Abs. 2) gewährt. 
 
 

§ 6 
Zwingersteuer 

 
(1) Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse, darunter eine Hündin im zuchtfähigen 

Alter zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer auf Antrag in der Form einer Zwingersteuer erhoben, wenn der Zwinger 
und die Zuchttiere in ein von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung geführtes Zucht- oder Stammbuch eingetragen 
sind. 

 
(2) Die Zwingersteuer beträgt für jeden Hund, der zu Zuchtzwecken gehalten wird, die Hälfte der Steuer nach § 3 Abs. 1, 

jedoch nicht mehr als die Steuer für zwei Hunde. Das Halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei, solange sie sich im 
Zwinger befinden und nicht älter als sechs Monate sind. 

 
(3) Die Erhebung als Zwingersteuer entfällt, wenn in den letzten zwei zurückliegenden Kalenderjahren keine Hunde 

gezüchtet worden sind. Die Besteuerung erfolgt dann nach § 3 Abs. 1. 
 

(4) Die Zwingersteuer wird nicht für gefährliche Hunde (§ 3 Abs. 2) gewährt. 
 
 

§ 7 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 
1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 
2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft ist, 
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3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume vorhanden sind, 
4. in den Fällen des § 4 Abs. 2 e) und § 6 ordnungsgemäß Bücher über den Bestand, den Erwerb und die Veräußerung 

der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden. 
 
 

§ 8 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des auf die Aufnahme nach § 2 Abs. 1 folgenden Kalendermonats, 

frühestens mit dem ersten Tag des folgenden Kalendermonats, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Zuzug einer 
Hundehalterin/eines Hundehalters in die Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem ersten Tag des auf den Zuzug 
folgenden Kalendermonats. Beginnt das Halten eines Hundes oder mehrerer Hunde bereits am ersten Tag eines 
Kalendermonats, so beginnt auch die Steuerpflicht mit diesem Tag. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abgeschafft wird, abhandenkommt, stirbt 

oder die Hundehalterin/der Hundehalter wegzieht. 
 
 

§ 9 
Entstehung und Fälligkeit der Steuerschuld 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt und erhoben; Erhebungszeitraum (Steuerjahr) ist das Kalenderjahr, an 

dessen Beginn die Steuerschuld entsteht. Beginnt die Steuerpflicht (§ 8 Abs. 1) im Laufe des Kalenderjahres, ist Erhe-
bungszeitraum der jeweilige Restteil des Jahres, für den die anteilige Steuerschuld mit dem Beginn der Steuerpflicht 
entsteht. Endet die Steuerpflicht (§ 8 Abs. 2) im Laufe des Erhebungszeitraumes, wird die Jahressteuer ebenfalls 
anteilig erhoben. 

 
(2) Die Steuer wird zum 01.07. jeden Jahres fällig. 
 
 

§ 10 
Anzeige- und Auskunftspflichten  

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tagen bei der Gemeinde schriftlich anzu-

melden. Hierbei sind neben der Rasse des Hundes alle erforderlichen Daten gemäß dem Niedersächsischen Gesetz 
über das Halten von Hunden anzugeben und mit den entsprechenden Nachweisen zu belegen. Neugeborene Hunde 
gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt als angeschafft. 

 
(2) Wer einen Hund bisher gehalten hat, hat dies innerhalb von 14 Tagen, nachdem der Hund veräußert, sonst abgeschafft 

wurde, abhandengekommen oder gestorben ist, bei der Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Dies gilt auch, wenn die 
Hundehalterin/der Hundehalter aus der Gemeinde wegzieht. Im Falle der Abgabe des Hundes an eine andere Person 
sind bei der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person anzugeben. 

 
(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder eine Steuerbefreiung fort, so ist dies binnen 14 Tagen 

schriftlich bei der Gemeinde anzuzeigen. 
 
(4) Nach der Anmeldung wird eine Hundesteuermarke ausgegeben. Die Hundesteuermarke ist für den angemeldeten 

Hund zu verwenden. Die Hunde müssen außerhalb der Wohnung oder des umfriedeten Grundbesitzes die Hunde-
steuermarke tragen. 

 
(5) Wer einen Hund oder mehrere Hunde nach § 2 Abs. 1 aufgenommen hat, ist verpflichtet der Gemeinde die zur Fest-

stellung eines für die Besteuerung der Hundehaltung erheblichen Sachverhaltes erforderlichen Auskünfte wahrheits-
gemäß zu erteilen. Wenn die Sachverhaltsaufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziele führt oder keinen Erfolg 
verspricht, sind auch andere Personen, insbesondere Grundstückseigentümer, Mieter oder Pächter verpflichtet, der 
Gemeinde auf Nachfrage über die auf dem Grundstück, im Haushalt, Betrieb, Institution oder Organisation gehaltene 
Hunde und deren Halter Auskunft zu erteilen (§ 11 Abs. 1 Nr. 3 a NKAG i. V. m. § 93 AO). 

 
 

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

- entgegen § 10 Abs. 1 den Beginn der Hundehaltung nicht binnen zwei Wochen schriftlich bei der Gemeinde anzeigt, 
- entgegen § 10 Abs. 1 die Rasse des Hundes und die erforderlichen Daten gemäß Niedersächsischem Gesetz über 

das Halten von Hunden nicht angibt und die Nachweise darüber nicht vorlegt, 
- entgegen § 10 Abs. 2 das Ende der Hundehaltung nicht binnen zwei Wochen schriftlich bei der Gemeinde anzeigt, 



 173 

- entgegen § 10 Abs. 3 den Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung nicht bin-
nen zwei Wochen schriftlich bei der Gemeinde anzeigt, 

- entgegen § 10 Abs. 4 Satz 2 die Hundesteuermarke nicht für den angemeldeten Hund verwendet, 
- entgegen § 10 Abs. 4 Satz 3 den von ihm gehaltenen Hund außerhalb einer Wohnung oder eines umfriedeten Grund-

besitzes ohne gültige Hundesteuermarke führt oder laufen lässt,  
- entgegen § 10 Abs. 5 Auskünfte über gehaltene Hunde nicht wahrheitsgemäß erteilt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro geahndet werden. 
 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.07.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung der Gemeinde Oerel vom 14.10.1974 
außer Kraft. 
 
 
Oerel, den 20.03.2026 
 
Gemeinde Oerel 
Noetzelmann (L. S.) 
Bürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Satzung 
über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze der Gemeinde Tarmstedt 

(Hebesatzsatzung) 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 58, 111 Abs. 1 und 112 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
i. d. F. vom 08.02.2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 9), des § 1 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) 
vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589), der 
§§ 1 und 25 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes (GrStG) i. d. F. vom 16.12.2022 (BGBl. I S. 2294), der §§ 1 und 16 Abs. 3 
des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) i. d. F. vom 27.03.2024 (BGBl. I S. 108) und des § 1 des Gesetzes zur Über-
tragung der Festsetzung und Erhebung der Realsteuern auf die hebeberechtigten Gemeinden (Realsteuer-Erhebungs-
gesetz) i. d. F. vom 22.12.1981 (Nds. GVBl. S. 423) hat der Rat der Gemeinde Tarmstedt in seiner Sitzung am 19.03.2026 
folgende Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die Realsteuern (Hebesatzsatzung) beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 500 v. H. 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 430 v. H. 

2. für die Gewerbesteuer 400 v. H. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2026 in Kraft. Gleichzeitig wird die Satzung über die Festsetzung der Realsteuersätze 
(Hebesatzsatzung) 2025 vom 21.11.2024 aufgehoben. 
 
 
Tarmstedt, den 20.03.2026 
 
Gemeinde Tarmstedt 
gez. Moje (L. S.) 
Gemeindedirektor 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
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C. Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen 
 
 

4. Änderung 
der Friedhofsgebührenordnung für den Friedhof der Ev.-luth. Kirchengemeinde Brockel 

 
 
Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. Novem-
ber 1973 (KABl. 1974 S. 1) und § 30 der Friedhofsordnung, hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde 
Neuenkirchen am 05.03.2026 folgende 4. Änderung der Friedhofsgebührenordnung vom 02. April 1996 (zuletzt geändert 
durch 3. Änderung der Friedhofsgebührenordnung vom 18.09.2025) beschlossen:  
 
 

§ 1 
Änderungen 

 
Der § 6 Abschnitt I Nr. 3 der Friedhofsgebührenordnung wird wie folgt geändert: 

3. Beisetzungsgebühren 
 a) für einen Sarg in einem Reihen oder Wahlgrab: 935,00 € 
 b) für eine Urne in einem Reihen oder Wahlgrab: 335,00 € 
 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese 4. Änderung der Friedhofsgebührenordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung am Tage nach ihrer 
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Brockel, den 05.03.2026 
 
Der Kirchenvorstand 
gez. der Vorsitzende (Siegel) 
gez. Kirchenvorsteher 
 
 
Die vorstehende Änderung der Friedhofsgebührenordnung wird hiermit gemäß § 66 der Kirchengemeindeordnung kirchen-
aufsichtlich genehmigt. 
 
Auf den Grundsatzbeschluss des Kirchenkreisvorstandes vom 17.05.2017 hinsichtlich der Übertragung von Verwaltungs-
aufgaben auf den Leiter des Kirchenamtes gemäß § 35 Abs. 1 der Kirchenkreisordnung wird Bezug genommen. 
 
 
Verden, den 18.03.2026 
 
gez. Sternberg (Siegel) 
Amtsleiter des Kirchenamtes in Verden 
 
 
Veröffentlicht im Auftrage des Kirchenvorstandes der Ev.-luth. Kirchengemeinde Brockel. 
 
 
Verden, den 19.03.2026 
 
Kirchenamt in Verden 
Im Auftrag 
gez. Ohlmeyer 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
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Satzung 
zur 8. Änderung der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Oerel-Engeo-Spreckens 

 
 
Aufgrund der §§ 6, 47 und 49 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12.02.1991 (BGBl. I S. 405) hat der Verbands-
ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes in seiner Sitzung am 27.02.2026 folgende Änderung der Satzung vom 
19.11.1996 beschlossen: 

 
§ 1 

 
In § 4 Abs. 1 wird der Maßstab der Übersichtskarte von „1:25.000“ geändert in „1:10.000“. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzungsänderung tritt mit dem Tag der Bekanntmachung im elektronischen Amtsblatt des Landkreises Rotenburg 
(Wümme) in Kraft. 
 
 
Oerel, 27.02.2026 
 
Wasser- und Bodenverband Oerel-Engeo-Spreckens 
Knop 
Verbandsvorsteher 
 
 
Die vorstehende Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Oerel-Engeo-Spreckens wurde am 17.03.2026 genehmigt 
und tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
 
 

Satzung 
zur 7. Änderung der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Wiersdorf 

 
 
Aufgrund der §§ 6, 47 und 49 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12.02.1991 (BGBl. I S. 405) hat der Verbands-
ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes in seiner Sitzung am 04.03.2026 folgende Änderung der Satzung vom 
21.02.1996 beschlossen: 

 
§ 1 

 
In § 4 Abs. 1 wird der Maßstab der Übersichtskarte von „1:25.000“ geändert in „1:5.000“. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzungsänderung tritt mit dem Tag der Bekanntmachung im elektronischen Amtsblatt des Landkreises Rotenburg 
(Wümme) in Kraft. 
 
 
Wiersdorf, 04.03.2026 
 
Wasser- und Bodenverband Wiersdorf 
Drewes 
Verbandsvorsteher 
 
 
Die vorstehende Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Wiersdorf wurde am 17.03.2026 genehmigt und tritt mit ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
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Satzung 
zur 3. Änderung der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Twiste 

 
 
Aufgrund der §§ 6, 47 und 49 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12.02.1991 (BGBl. I S. 405) hat der Verbands-
ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes in seiner Sitzung am 11.03.2026 folgende Änderung der Satzung vom 
19.11.1996 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
In § 4 Abs. 1 wird der Maßstab der Übersichtskarte von „1:25.000“ geändert in „1:5.000“. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzungsänderung tritt mit dem Tag der Bekanntmachung im elektronischen Amtsblatt des Landkreises Rotenburg 
(Wümme) in Kraft. 
 
 
Wense, 11.03.2026 
 
Wasser- und Bodenverband Twiste 
Müller 
Verbandsvorsteher 
 
 
Die vorstehende Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Twiste wurde am 17.03.2026 genehmigt und tritt mit ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.03.2026 Nr. 6 
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